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Die Zulässigkeit einer landwirlhschaftlichen Gewerbsteuer 
neben der Grundsteuer. 



Von Hoffmann. 



Angesichts der allenthalben, ebensowohl als unbestrittener 
allgemeiner Rechtsgrundsalz, wie als Folge des mehr oder min- 
der ungünstigen Zustandes der Finanzen in den meisten Staaten 
der Gegenwart, dringend sich geltend machenden Forderung, 
die zu Deckung des Staatsaufwandes erforderlichen Steuern bei 
allen beitragsfähigen Staatsangehörigen mit möglichster Gleichheit 
nach Verhältniss ihres reinen Einkommens einzuholen, drängt 
sich der Wissenschaft, wie der Praxis der politischen Oeconomie 
eine nähere und gründliche Untersuchung darüber, ob und in- 
wieweit jener Forderung in der Wirklichkeit gehörig entsprochen 
werde, und wie etwaigen Mängeln in dieser Beziehung abzu- 
helfen sein dürfte, als eine hochwichtige Aufgabe auf, welche 
wir denn auch hier desshalb vielfach zu der unsrigen gemacht 
haben. 

Eine besonders augenfällige Verletzung jener Forderung 
gieht sich nun aber unter Anderem wirklich zu erkennen in der 
Behandlung, welche dem aus dem landwirtschaftlichen Betriebe, 
zufolge der Verwendung von Arbeit und Capital in demselben, 
neben der Grundrente als- solcher , hervorgehenden eigentlichen 
gewerblichen Einkommen, seines hier wohl keiner besonderen 
Darlegung bedürfenden bedeutenden Belanges unter den ver- 
schiedenen Hauptbestandteilen des gesammten Volkseinkommens 
in jedem kultivirlen Staate ungeachtet, bis jetzt im Allge- 
meinen noch bei der Besteuerung zu Theil wird, soferne solche 
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zumeist geradezu eine völlige Nicht- oder doch eine unvollstän- 
dige Berücksichtigung desselben als einer Hauptsteuerquelle in 
sich schliesst , wie diess ein kurzer Blick auf die diessfallsigen 
gesetzlichen Anordnungen in einer ganzen Reihe von Staaten 
der vorgedachten Art zeigt. 

Es wird demzufolge in allen bedeutenderen Europäischen 
Staaten, welche, um einer vollkommeneren Gestaltung ihres Steuer- 
wesens willen, überhaupt hier in Betracht kommen können , auf 
eine eigene Besteuerung des vorgedachten Einkommens völlig 
verzichtet, so namentlich, abgesehen von Grossbritannien, wo be- 
kanntlich eine besondere direkte Besteuerung der Gewerbe über- 
haupt der Regel nach nicht besteht, und denn auch das land- 
wirthschafllich-gewerbliche Einkommen, zur Gleichstellung mit 
anderen verwandten Einkommenszweigen, nur mittelst der allge- 
meinen Einkommenssteuer eigens beigezogen wird '), einer meist 
principiell ausschliesslichen Beschränkung der Grundsteuer auf die 
reine Grundrente ungeachtet: in Frankreich, wo dieLandwirthe aus- 
drücklich nur rücksichtlich der ihnen als Grundeigenthümern zu- 
fliessenden reinen Grundrente als steuerpflichtig *), hinsichtlich des 
weiteren gewerblichen Einkommens aber als steuerfrei erklärt 
sind 3 ), in Oestreich , wo die landwirtschaftliche Industrie unter 
den von der Gewerbssteuer ausgenommenen Erwerbszweigen oben- 
ansteht 4 ), in Preussen, wo das landwirtschaftliche Gewerbe unter 
den verschiedenen, einer Gewerbesteuer unterworfenen Erwerbs- 
zweigen einfach vom Gesetze übergangen ist 5 J; in Baiern, wo 

1) Schüz, Abh. über das englische Steuer- und Zollwesen, in dieser 
Zeitschrift Bd. 4. Jahrg. 1847. S. 51. 56. 57. 60. Das englische Einkommen- 
steuergesetz vom 22. Juni 1842, übers, und herausgegeben von Fr. A. v. L. 
München 1853, S. 2 und 40 ff. Vgl. die Abhandlung von Kries in diesem 
Heft S. 223 ff. 

2) Lois des 23. novembre — 1. de"c. 1790, til. I. art. 1, du 3 frimaire 
an VII. art. 2. 4, s. DcGerando, Institutes du droit administratif francai». 
T. HI. Paris 1842. S. 257. 266. 

3) Loi sur les patentes du 25. Avril 1844. Art. 1. 13., in Devilleneuve 
et Carette, lois annotöes, 2 a « serie, S. 784. 

4) Malinkovski, Handbuch für k. k. österr. Kameralbeamte , 2. Bd. 
1. Abth. Wien 1840. S. 38. 

5) Gesetz wegen Entrichtung der Gewerbesteuer vom 30. Mai 1820. 
$ 2. Gesetzsammlung 1820. S. 148. 
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cs sich ganz ebenso verhält '), allerdings aber auch zugleich 
eine über die reine Grundrente hinausgreifende , den mittel— 
jährigen Ertrag des Grundes und Bodens, ohne Abzug der Cultur- 
kosten, erfassende Grundsteuer besteht '} ; und in gleicher Weise 
besteht eine solche Ausnahme von der Besteuerung, unter den 
ebengedachlen Grundbesteuerungs - Verhältnissen , noch in meh- 
reren kleineren deutschen Staaten, welche sich ausserdem einer 
vollständigeren Durchführung des Grundsatzes einer allgemeinen 
Besteuerung rühmen können, so namentlich in Württemberg, wo 
zwar, ausdrücklicher Bestimmung zufolge, nur die Feldarbeiter, 
also nicht die Landwirthe im umfassenden weiteren Sinne hin- 
sichtlich ihres eigentlichen gewerblichen Einkommens, von der 
Gewerbsteuer ausgenommen sind 3 ), demungeachtet aber jene 
letzteren, weiteren diessfallsigen Anordnungen gemäss, weder 
durch die Grundsteuer, welcher lediglich nur der reine Ertrag 
des Grund und Bodens unterliegen soll *) , noch durch die Ge- 
werbsteuer, welche nur auf einer Reihe anderer namentlich be- 
zeichneter Erwerbszweige haftet, beigezogen werden 5 ), sowie 
in Kurhessen und dem Grossherzogthum Hessen, wo, in dem 
einen 6 ), wie in dem andern 7 ), die Eigenthümer und Pächter 
landwirtschaftlicher Grundstücke nicht allein hinsichtlich der Be- 
wirtschaftung derselben, sondern auch hinsichtlich des damit 
nothwendig verbundenen Produkten -Absatzes, ausdrücklich von 
der Gewerbsteuer ausgenommen sind. 

In einigen anderen kleineren Staaten unterliegt zwar das 
landwirtschaftlich- gewerbliche Einkommen einer eigenen Be- 



1) Gesetz, die Gewerbsteuer betr., vom 28. Mai 1852. Art. 1. und 
Beil. II., Gesetzbl. für das K. Baiern, 1852. S. 371. 374. 

2) Gesetz, die allgemeine Grundsteuer betr., vom 15. Aug. 1828. a. a. 0. 
J. 1828. S. 122 ff § 5. 

3) Gesetz, die Herstellung eines provisorischen Steuerkatnsters betr., 
vom 15. Juli 1821, Reg.bl. vom J. 1821. S. 457 ff. § 14. 

4) Eben angef. Gesetz, $ 16. 

5) Ebendas. $ 13. 

6) Gesetz, die Besteuerung der Gewerbe betr., vom 21. Juli 1840, $ 3. 
Sammlung von Gesetzen u. s. w. für Kurhessen, 9. Bd. 8. 36. 

7) Gesetz, die gleichförmige Besteuerung der Gewerbe betr., vom 
16. Juni 1827. Art. 14., im Reg.bl. auf das J. 1827. S. 189. 
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Steuerung, dieselbe ist aber, anderen Steuerquellen gegenüber, 
immerhin mehr oder minder unvollständig, so namentlich: im 
Königreich Sachsen, wo in jener Beziehung nur die Pächter, nach 
Maassgabe der za entrichtenden Pachtsummen, der Gewerbsteuer 
unterworfen, sämmtliche Grundbesitzer aber von derselben aus- 
genommen sind '), in Hannover, wo nur Pächter und auch diese 
mit gewissen Beschränkungen der Gewerbsteuer, die Gutsbesitzer 
aber lediglich der allgemeinen Personalsteuer unterliegen, welche 
auch auf den Pächtern haftet *), endlich in Baden, wo die Land- 
wirthe durchgängig nur mit dem niedrigsten Ciassensatz der Ge- 
werbsteuer vom persönlichen Verdienst mit der Gewerbsteuer 
belegt und hinsichtlich des Betriebskapitals ausdrücklich als frei 
hievon erklärt sind 3 ). Nur ganz ausnahmsweise findet sich hier 
auch eine den andern Steuerquellen mehr sich annähernde 
besondere Besteuerung des landwirtschaftlichen Gewerbseinkom- 
mens als solchen, neben und abgesehen von der der Grundrente, 
und alsdann zudem in sehr unvollkommener Weise, wie z. B. in 
Sachsen-Weimar-Eisenach *) und in Sachsen-Altenburg 5 ). 

Die Gründe dieser beinahe ganz allgemeinen Begünstigung 
des landwirtschaftlichen Gewerbes hinsichtlich der Besteuerung, 
des hieraus fliessenden eigenthümlichen Einkommens sind zum 



1) Gewerbe- und Personalsteuergesetz vom 24. August 1845, § 12. 
37. 54, Gesetz- und Verordnungsblatt für das K. Sachsen vom J. 1845, 
S. 314. 325. 334. 

2) Gesetz, die persönlichen direkten Steuern betr., vom 21. Oct. 1834. 
Sammlung der Gesetze u. s. w. für das K. Hannover vom J. 1834. S. 169 ff. 
$ 2. 21. 26. und beiliegende Classification, S. XXXVIII und LXVI. 

3) Gewerb - Steuer - Ordnung vom 6. April 1815, $ 19. 35. und beil. 
Classification, Lit. A. Gr. B. Regier.bl., 1814, S. 21. 25 ff. Der im J. 1847 
den Ständen vorgelegte Gesetzesentwurf, die Besteuerung der Gewerbe betr., 
stellte die Landwirthe für den personlichen Verdienst in verschiedene Steuer- 
klassen nach Maassgabe der Grösse des Grundsteuerkapitals des Guts, lässt 
aber das Betriebskapital selbst auch frei ; gleiche Bestimmungen enthält der 
bei den Ständen am Schluss des Jahres 1853 eingebrachte Gesetzesentwurf. 

4) Stichling, das Einkommensteuer -System des Grossherzogthums 
Sachsen- Weimar -Eisenach, Weimar 1844. S. 18. 36. 

5) Gewerb- und Personalsteuergesetz vom 2. April 1850, in dem Archiv 
für die neueste Gesetzgebung in den deutschen Bundesstaaten, von Rauch, 
Jahrg. 1850. 2. Bd., Erlangen 1851. S. 234 ff. 
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grössten Theil, theils zufolge eines Mangels an officiellcn Mit- 
theilungen hierüber, theils in Folge unvollständigen Eingehens 
hierauf in solchen Mitlheilungen, nicht mit Bestimmtheit zu erheben. 
Soviel aber hierüber irgend wirklich bekannt, oder mit einiger 
Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist, beruhen dieselben im Wesent- 
lichen auf nichts Anderem, als auf der Unterstellung, dass das 
landwirtschaftliche Gewerbe neben der Grundsteuer eine weiter« 
nicht oder nur mit gewissen Einschränkungen, wie solche ange- 
führter Maassen wirklich bestehen, zu tragen vermöge, ohne dass 
jedoch eine nähere Auseinandersetzung derselben in dieser Rich- 
tung vorliegt. 

Indessen wird diese augenfällige Verletzung der ersten 
Grundgesetze einer gerechten Besteuerung auch in der Wissen- 
schaft von einigen ihrer ersten Vertreter in der neueren Zeit 
mehr oder minder nachdrücklich, jedoch aus zum Theil ganz 
unhaltbaren Gründen, in Schutz genommen '), im Gegensatz von 
mehreren unmittelbaren Vorgängern, welche in vorliegender Be- 
ziehung für eine entsprechende Durchführung jener Grundsätze 
sich aussprechen, dieselbe aber allerdings theils in Absicht auf 
ihre Modalitäten nur oberflächlich andeuten oder von schwer 
oder gar nicht zu erfüllenden Bedingungen abhängig erklären *), 
theils nur in sehr beschränkter Weise zulassen wollen 3 ), während 
wieder Andere die ganze Frage übergehen *). 

1) Insbesondere von Malchus in seinem Handbuch der Finanzwissen- 
schaft und Finanz Verwaltung, 1. Theil. Stuttgart und Tübingen 1830. S, 245, 
und von R a u in seinen Grundsätzen der Finanzwissenschaft, 2te Abtheilung, 
3te Ausgabe, Heidelberg 1851. S. 94 ff. 

2) Insbesondere: Jakob, in seiner Staatsfinanzwissenschaft, Halle 1821. 
§ 671. G81. 1080. Krehl, in seinen Beiträgen zur Bildung der Steuer- 
wissenschaft, Stuttgart 1819, S. 219, 268, die in dieser, wie in anderen 
Beziehungen einen entschiedenen Fortschritt zeigen gegenüber von den in 
«einem Steuersystem, Erlangen 1816, S. 293 ff. entwickelten Ansichten; 
Fulda, in seinem Handbuch der Finanzwissenschaft, Tübingen 1827, S. 230 ff. 
und in einer eigenen Abhandlung, die Gewerbesteuer der Landwirtschaft, 
in den Jahrbüchern der Geschiebte und Staatakunst von Pölitz, 1835. 2. Bd., 
S. 17 ff. 

3) BLcrsack, Ueber Besteuerung, ihre Grundsätze und ihre Ausführung, 
Frankfurt a/M. 1850. S. 111. 112. 146. 152 ff. 

4) So namentlich: J. G. Ho ff mann, in seiner Lehre von den Steuern, 
Berlin 1840. S. 189 ff. 
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In Betracht aller dieser Umstände, sowie im Hinblick auf 
die tief eingreifende praktische Bedeutung der Sache überhaupt, 
den beträchtlichen Umfang der Steuerquelle, von deren Verschonung 
oder Beiziehung es sich hiebei handelt, und den hohen Belang 
der demzufolge den betreffenden Staatsvereinen entgehenden oder 
zuwachsenden Steuerkraft, mag denn nun hier auch eine nähere 
Erörterung der Zulässigkeit einer landwirtschaftlichen Gewerb- 
sieuer neben der Grundsteuer, mit besonderer Rücksicht auf die 
bis jetzt dafür und dagegen geltend gemachten Gründe, am 
Orte sein. 

Im Allgemeinen und an sich ist wohl und kann auch, selbst 
unter den Gegnern einer landwirtschaftlichen Gewerbsteuer, den 
allgemein anerkannten Hauptgrundgesetzen der Besteuerung ge- 
mäss , darüber kein Streit bestehen , dass der aus den im land- 
wirtschaftlichen Betrieb angewendeten Arbeitskräften und Capi- 
talien, neben der eigentlichen Grundrente, hervorgehende Ertrag, 
soweit solcher wirklich ein reines Einkommen bildet, Gegenstand 
einer Besteuerung überall da sein muss, wo andere Zweige von 
reinem Einkommen derselben zu Deckung des Staalsbedarfes 
unterworfen sind '), wie denn auch wir unter dieser Voraus- 
setzung allein eine solche fordern. 

Dagegen wird nun aber nicht allein geradezu das Vorhanden- 
sein eines entsprechenden Reinertrages in vielen oder den meisten 
Fällen in Zweifel gezogen, sondern es werden auch noch weitere 
wesentliche Hindernisse seiner Besteuerung darin vornehmlich 
erkannt, dass die Ermittlung und Feststellung des etwaigen Rein- 
ertrages unverhältnissmässig grosse oder theilweise gar unüber- 
windliche Schwierigkeiten darbiete, sowie darin, dass das land- 
wirtschaftliche Gewerbe unter ganz eigenthümlichen ungünstigen 
Verhältnissen stehe, welche eine besondere Schonung desselben 
in der Besteuerung anderen Betriebszweigen gegenüber gebieten. 

Es führt uns diess von selbst zunächst zu einer näheren 
Betrachtung und Würdigung dieser der vorangestellten Forderung 
angeblich in den Weg tretenden Hindernisse, nach welcher wir 
sofort erst, unter weiterer Berücksichtigung der hiebei ausserdem 



1) Malchus a. a. 0. S. 246; Hau a. a. 0. S. 95. 
ZeiUchr. für Suulsw. 1854. 2s Heft. 21 
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noch in Betracht kommenden sonstigen Ansichten Anderer , zu 
umfassender und zusammenhängender Entwicklung unserer eigenen 
Meinung über die vorliegende Frage übergehen werden. 

Das Vorhandensein eines entsprechenden Reinertrags von 
den im landwirtschaftlichen Betriebe angelegten Arbeitskräften 
und Capitalien in vielen oder den meisten Fällen wird vornehm- 
lich in Zweifel gezogen einmal überhaupt desshalb, weil die 
Grundrente zum Theil von den Zinsen der Unterpfandsschulden 
verzehrt werden, sodann bei kleinen Grundbesitzungen und Pach- 
tungen insbesondere noch, weil diese, wegen der grossen Mit- 
werbung unbegüterter Landhute um deren Erlangung, kaum mehr 
noch ; als gemeinen Arbeitslohn einbringen , endlich bei grossen 
selbstbewirthschafteten Grundbesitzungen insbesondere, im Gegen- 
satz von mittleren dergleichen, sowie von mittleren und grösseren 
Pachtungen, insbesondere, weil dieselben gewöhnlich ein verhält- 
nissmässig geringes Capital beschäftigen, und ihre EigenthUmer 
desshalb schwer von der Grundsteuer getroffen werden '). 

Alle diese Zweifelsgründe in der vorgedachten nächsten 
Richtung erscheinen nun aber bei näherer Betrachtung, und selbst 
bei vollständiger Anerkennung der hiefür angeführten Thatsachen 
an sich, nicht geeignet, um hieraus den Mangel eines ent- 
sprechenden Reinertrages und somit einer zureichenden Steuer- 
fähigkeit folgern zu können. 

Kann auch, was den nächsten betrifft, nicht in Abrede ge- 
zogen werden, dass die Grundrente von landwirtschaftlichen 
Besitzungen vielfach von den Zinsen der Pfandschulden ver- 
schlungen wird, so muss dagegen wiederum in Betracht kommen, 
dass solches nur theilweise der Fall ist, und somit eine allge- 
meine Maassregel, auch zu Gunsten solcher Besitzungen, wo es 
sich nicht so verhält, nicht zu rechtfertigen vermag, dass ferner 
bei anderen Erwerbsklassen ähnliche, das Gesammteinkommen 
zum Theil schwächende oder absorbirende Verhältnisse bestehen, 
ohne desshalb, in der Praxis, wie in der Theorie, zu einem um- 
fassenden Steuerprivilegium zu führen, und dass endlich, wenn 
je eine besondere Berücksichtigung des bemerkten Verhältnisses 



1) Rau a. a. 0. 
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bei der Besteuerung stattfinden soll, diese, um sicher zum Ziele 
zu führen, unmittelbar an jenes sich anzuschliessen hätte '). 

Die weiter, als besonderer Zweifelsgrund angeführte That- 
sache, dass kleinere Grundbesitzungen und Pachtungen, wegen 
der grossen Mitwerbung um deren Erlangung kaum mehr noch 
als gemeinen Arbeitslohn einbringen , kann dagegen , wenn sie 
aucl) theilweise wenigstens zuzugeben ist, dem allgemeinen Grund- 
gesetze einer verhältnissmässigen Besteuerung gemäss, nur eine 
entsprechende Schonung bis zu völliger Freilassung, ähnlich wie 
bei anderen, namentlich industriellen Erwerbszweigen, eine allge- 
meine und unbedingte Steuerbefreiung aber nicht und umsoweniger 
begründen , als die Glänzen des kleinen Betriebes sehr unbe- 
stimmt, nach Zeit- und Ortsverhältnissen wechselnd sind, auch 
derselbe zudem unter manchen Umständen entschieden günstige 
Ertragsverhältnisse darbietet. 

Aus dem hier als besonderer Zweifelsgrund geltend ge- 
machten Umstand aber endlich, dass grosse selbstbewirthschaftete 
Grundbesitzungen gewöhnlich ein verhältnissmässig geringes Ca- 
pital beschäftigen, und ihre Eigentümer desshalb schon von der 
Grundsteuer schwer getrofFen werden, ergiebt sich, denselben 
zugegeben und ganz abgesehen von den ebensowenig zu be- 
streitenden eigenthümlichen Vortheilen dieser Betriebsverhältnisse, 
zunächst auch nur die bei angemessener Catastrirung wohl er- 
füllbare Forderung, dass die Grundrente, wie die Gewerbsrente, 
behufs ihrer Besteuerung, dem zufolge der vorliegenden beson- 
deren Produktionsverhältnisse wirklich sich ergebenden Betrage 
derselben möglichst annähernd festgestellt, und demgemäss nur 
zur Besteuerung gezogen werden. 

Das andere angebliche Haupthinderniss einer besonderen 
Besteuerung des landwirthschaftlichen Gewerbseinkommens, dass 
nemlich die Ermittlung und Feststellnng des steuerbaren Rein- 
ertrages unverhällnissmässig grosse, theilweise unüberwindliche 
Schwierigkeiten darbiete, soll seinen Grund vornehmlich einmal 



1) S. meine Abhandlung über die Berücksichtigung der Passiv - Capi- 
talien bei der speciellen Ertragsbesteuerung, in dieser Zeitschrift, Jahrg. 1845. 
S. 294 ff. 

21 * 



312 Zulässigkeil einer 

darin haben, dass, „während die Ausdehnung eines Gewerbs- 
oder Handelsgeschäftes sich nach dem Capital und der Absatz- 
gelegenheit richte , und desshalb zu einem Maassstabe für- das 
Einkommen der Unternehmer diene, der Umfang einer landwirt- 
schaftlichen Unternehmung nach der Grösse des Gutes, als einem 
gegebenen Umstände, sich bestimmen, aus dem sich keineswegs 
auf eine verhällnissmässige Einträglichkeit schliessen lasse" '), 
sodann darin, dass die Ertragsverhältnisse eines beträchtlichen 
Theiles der landwirtschaftlichen Belriebsunlernehmen zufolge der 
gemischten wirtschaftlichen Verhältnisse , wie sie sowohl auf 
Pacht- als grundherrlichen Gütern vermöge der Stellung der 
Wirtschaftsgebäude und einzelner Theile des Inventars von Seiten 
der Grund- und Obereigenthümer an die Pächter und Grund- 
holden bestehen, nicht nach ihren hier in Betracht kommenden 
und zu unterscheidenden Hauptbestandtheilen so klar und be- 
stimmt je für ihre Eigner sich ausscheiden lassen, wie es zu 
Vermeidung ungerechter und erdrückender Belastung des einen 
oder andern Theiles nothwendig wäre *). 

Auch diese Zweifelsgründe in der obengedachten andern Rich- 
tung zeigen sich jedoch einer näheren Untersuchung gegenüber 
nicht oder nicht vollkommen stichhaltig. 

Einerseils ist es bei dem landwirtschaftlichen Gewerbe all— 
bekannlermaassen keineswegs die Grösse des Gutes allein, welche 
den Umfang eines landwirtschaftlichen Unternehmens bestimmt, 
sondern auch noch und in sehr beträchtlichem Maasse die des 
Betriebscapitals nebst den Absatzverhältnissen, wie denn hierauf 
eben vornehmlich die mehr oder minder intensive oder extensive 
Art des Betriebs beruht; auch lassen sich diese Betriebs- und 
Ertragsfaktoren noch viel leichter hier, als bei anderen Gewerbs- 
zweigen ermitteln ; und es sind daher dieselben bei Würdigung des 
landwirtschaftlichen Gewerbeertrags für sich und selbst bei einer 
richtigen Feststellung der hiedurch ebensowohl bedingten Grund- 
rente allein, als Gegenstand der Besteuerung, in gleichem Maasse, 



1) Kau a. a. 0. 

2) Fulda, Handbuch der Finanzwissenschaft, S. 231. und o. a. Abh. 
über die Gewerbsteuer der Landwirlhschaft,. a. a. 0. S. 32; Malchus 
(ganz nach Fulda) a. a. 0. 
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wie der erstere, genau zu beachten, dann und nur dann aber 
wohl auch für eine Würdigung von jenem ebenso und sogar in 
höherem Maasse sichere Anhaltspunkte zu erwarten, als für die 
von anderem gewerblichen Einkommen, wie wir diess unten noch 
näher darlegen werden. 

Anderer Seits sind wohl die zuvorgedachten gemischten Ver- 
hältnisse, wie sie auf Pacht- und grundherrlichen Gütern vielfach 
bestehen, und einer bestimmten Ausscheidung des landwirthschaft- 
lichen Gewerbeertrags je für dessen Eigner im Wege stehen 
sollen, zufolge der ziemlich allgemeinen Umgestaltung der Pacht- 
und grundherrlichen Verhältnisse, nicht mehr in der Ausdehnung 
und Stärke vorhanden, wie hier angenommen ist; wo aber noch 
dergleichen bestehen, darf wohl die Ausgleichung der hierauf zu 
stützenden Ansprüche auf Berücksichtigung füglich dem Privat- 
übereinkommen der Pacht- und Grundherren einen- und der Pächter 
und Grundholden andern Theils überlassen werden, auf welcher 
ja auch die hiezu Veranlassung gebenden Wirthschaftsverhältnisse 
selbst beruhen. 

Als eigenthümliche ungünstige wirtschaftliche Verhält- 
nisse des landwirtschaftlichen Gewerbes, welche einer beson- 
deren Besteuerung^ des hieraus hervorgehenden Einkommens im 
Wege stehen, werden noch hervorgehoben : einmal die Thalsache, 
dass „die Ländereien auch unter ungünstigen Umständen fort- 
gebaut werden müssen, sodann die, dass die Besitzer bei deren 
Benützung durch ihre Lage und Beschaffenheit mehr beschränkt 
seien, endlich die, dass „Naturereignisse und unvorteilhafte Preise 
bisweilen das Einkommen der Grundeigenthümer schmälern, ohne 
dass sie ein anderes Erwerbsmittel zu Hülfe nehmen könnten, 
und sie dann wohl Mühe haben, auch nur die Grundsteuer auf- 
zubringen" l ). 

Es dürften aber auch diese Verhältnisse einen zureichenden 
Grund für die hierauf gestützte Anforderung nicht abgeben. 

Das erstgedachte, in dem landwirtschaftlichen Betrieb aus- 
schliesslich erkannte ungünstige vvirthschaftliche Verhällniss trifft 
in der That auch viele andere, insbesondere industrielle Gewerbe, 



1) Rau a. a. 0. S. 95. 



314 Zulässigkeit einer 

da bekanntlich auch diese grossen Theils, zu Vermeidung grösserer 
Nachtheile, wie sie aus einem völligen Stillstand derselben, also 
einem Ruhen der darin angelegten und einer anderen Benutzung 
unfähigen Capitale, Tür ihre Unternehmer entstehen würden, unter 
ungünstigen Umständen fortbetrieben werden, und mag wohl hier, 
wie dort, nur soferne es allgemein besteht, eine vorübergehende 
allgemeine Berücksichtigung in dem Maass der Besteuerung über- 
haupt begründen. 

Das andere Moment beschränkt wohl die gewerbliche Er- 
tragsfähigkeit von landwirtschaftlichem Besitzlhum, hebt aber 
dieselbe keineswegs auf, und begründet daher nur eine ange- 
messene Berücksichtigung bei Feststellung des Maassstabes seiner 
Besteuerung, wie sie sehr wohl möglich ist, nicht aber eine Frei- 
lassung von der letzteren. 

Das dritte endlich betrifft, wie bei dessen Geltendmachung 
schon zugestanden ist , die Landwirlhe nur mehr oder minder 
ausnahmsweise und vorübergehend, kann Uberdiess thcilweise 
durch eigene Gegenmittel, wie den Eintritt in Versicherungs-An- 
stalten zum Ersätze hiedurch erlittenen Schadens, ganz beseitigt 
oder doch gemildert, sowie auch bei den Steueranlagen schon 
berücksichtigt werden, begründet daher nur, soweit alles diess 
nicht Ihunlich ist, eine ausnahmsweise Erleichterung durch Be- 
willigung von Borgfristen oder Nachlässen, wie solche ja in der 
Praxis wirklich den Grundbesitzern vorzugsweise zu Theil wird. 

Ergiebt sich nun wohl aus der vorstehenden näheren Be- 
trachtung und Würdigung aller bisher in der Hauptsache geltend 
gemachten angeblichen oder vermeintlichen Hindernisse einer 
besonderen Besteuerung des landwirtschaftlichen Gewerbeein- 
kommens, dass dieselben in Wahrheit nicht vorliegen oder doch 
leicht sich beseitigen lassen, so lässt sich gleichwohl doch noch 
ein solches nachweisen, das unseres Wissens bis jetzt noch von 
keiner Seite her erkannt worden ist, in der That aber beinahe 
allenthalben besteht, und, insolange es nicht beseitigt wird, was 
da und dort mit nicht ganz geringen Schwierigkeiten verknüpft 
sein dürfte, geradezu jene Besteuerung ausschliesst. 

Es ist diess die meist mehr oder minder unvollkommene 
Ermittlung und Ausscheidung des landwirthschafllichen Gewerbe- 
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einkommens von der Grundrente, bei Feststellung der letzteren 
als Maassstabes für die Beiziehung derselben durch die Grund- 
steuer, in den meisten beachtenswerteren neueren Grundsteuer- 
catastern , in Folge deren die Grundsteuer eben jenes erstere 
schon in entsprechendem Verhältniss trifft, eine besondere Be- 
steuerung desselben durch eine eigene landwirtschaftliche Ge- 
werbsteuer also insoweit dessen doppelte Besteuerung invol- 
viren würde. 

Eine günstige Ausnahme hievon machen, wie es scheint, 
allein die Grundsätze der französischen Grundsteuer - Gesetz- 
gebung, wie sie bei deren ersten Vollziehung zu Anfang dieses 
Jahrhunderts aufgestellt worden sind, da hiebei unter den Cultur- 
kosten (frais de eultvre), welche zu Feststellung des Reinertrags 
vom Rohertrag in Abzug kommen sollen, insbesondere auch das 
Interesse aus dem stehenden und Betriebscapital begriffen wor- 
den ist l ). 

Dagegen ist keine der bedeutenderen Grundsteuer -Gesetz- 
gebungen in Deutschland, welchen überhaupt das Princip der 
Reinertragsbesteuerung des Grund und Bodens zu Grunde liegt, 
frei von dem bemerkten Mangel , wie ein kurzer Blick auf die 
besonderen Normen derselben für die Feststellung der steuerbaren 
Grundrente, und soweit dieselben keine nähere Bestimmungen 
hiefür enthalten und desshalb auf die jeweilige allgemeine Theorie 
und Praxis derselben hinweisen, die Grundsätze von dieser, wie 
sie aus den angeseheneren literarischen Bearbeitungen derselben 
zu entnehmen ist, zeigt. 

In den näheren Vorschriften für die Ausführung des in 
Oestreich im Jahr 1817 allgemein angeordneten neuen Grund- 
steuersystems nach dem Reinertragsprincip ist zwar bei den ver- 
schiedenen Culturarten der nothwendige und gemeinübliche Auf- 
wand an Naturalien und Arbeitslöhnen zum Abzug von dem 
Rohertrag zugelassen, je mit Beschränkung auf einen gewissen 



1) Oyon, Collection des lois, arretes, instruetions, circulaires et deci- 
sions, concernant les Operations prescrites par les arrßtes du gouvernement 
des 12 brumaire au 11 et 27 vendtfmiaire an 12, pour parvenir a une meil- 
leure repartition de la contribution fonciere, premiere partie, Paris, an 
XII = 1804. S. 6. 
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Maximalbetrag, insbesondere bei dem Ackerfeld der für Saamen 
für die Zug- und Handarbeit, welche die Vorbereitung des Bodens, 
die Bestellung desselben, das Sammeln der Früchte, das Einbringen 
derselben und der Ausdrusch nothwendig fordern, mit Beschränkung 
auf 60, höchstens 70 Procente des Rohertrages, bei Wiesen der 
Aufwand für die Arbeit, welche erforderlich ist, um sie zu rei- 
nigen, mit den notwendigen Abzugsgräben zu versehen, sie zu 
mähen, die Gräser zu trocknen, und das Heu und Grummet zur 
Einbringung aufzuladen, und ähnlich bei den übrigen Culturarten '). 
Nirgends ist aber hiebei ein eigener Abzug an Capital- und 
Unternehmungsgewinn erwähnt, wie er zu Feststellung der reinen 
Bodenrente nothwendig wäre, und dass solcher dennoch allge- 
meinen Taxationsprincipien gemäss stattgefunden habe, ist nicht 
wohl und umsoweniger anzunehmen, als auch alle bekannteren 
Vertreter der Taxationslehre aus vorliegendem Zeitraum, die in 
jener Beziehung Berücksichtigung finden konnten, wie namentlich, 
abgesehen vorerst noch von Thär und Flotow, auf welche 
wir nachher in einer besonderen Beziehung noch zurückkommen, 
von Jordan, damals eine der ersten landwirtschaftlichen Auto- 
ritäten, und in Beziehung auf Taxation sogar die einzige bekannte 
in Oestreich l ), von, Gross 3 ) und Schmalz*) denselben völlig 
übersehen. 

Bei dem auf das Reinertragsprincip gegründeten Grundsteuer- 
catasler der Preussischen Rheinlande und Westphalens verhält es 
sich in Beziehung auf die näheren Vollziehungsnormen ganz 
ähnlich, wie zuvor 5 ), und aus denselben Gründen, wie dort, ist 



1 ) L i n d e n, die Grundsteuerverfassung in den deutschen nnd italienischen 
Provinzen der österreichischen Monarchie, 1. Theil. Wien 1840. S. 371 ff. 

2) Grundsätze über die Abschätzung der Landgüter. Prag 1800. S. 85 ff. 

3) Die Reinerlrngsschätzung des Grundbesitzes. Neustadt a. d, 0. 1828. 
S. 103. 119 ff. 

4) Versuch einer Anleitung zur Veranschlagung ländlicher Grundstücke. 
Königsberg 1829. 

5) Sc h immelfcnnig, die Preuss. direkten Steuern. 2. Ausgabe. 
1. Theil. Berlin 1834. S. 457 ff. v. Viebahn, Abh. über das Grundcataster 
u. s. w. in den preussischen Rheinlanden und Westphalen,, in dem Archiv 
der polit. Oekonomie von Rau, 3. Bd. Heidelberg 1838, S. 158 ff. 
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auch hier eine entsprechende Verbesserung und Ergänzung durch 
die Praxis nicht anzunehmen. 

Die Grundsteuercataster - Gesetzgebung in Württemberg hat 
nicht allein in ihren näheren Vollziehungsnormen von dem zu 
Ermittlung der eigentlichen Bodenrente erforderlichen Abzug der 
mehrgedachlen wesentlichen Bestandtheile des Cullurkosten-Auf- 
wandes von dem Rohertrag überhaupt stillschweigend Umgang 
genommen, sondern denselben auch noch durch seine Beschrän- 
kung auf ein in manchen Fällen völlig unzureichendes Maximum, 
bei den Aeckem auf % — s /s, bei den Wiesen und Baumgütern 
auf '4 — Vs> bei den Weinbergen, Gärten und Ländern auf % — % 
des Rohertrages '), durch allerdings im Widerspruch mit aus- 
drücklicher gesetzlicher Vorschrift stehende völlige Nichtberück- 
sichtigung des Gebäudeaufwands in der Vollziehungjsinstruction 2 ), 
und durch die zu Herstellung eines angemessenen Verhältnisses 
zu den Naturalanschlägen des Rohertrages angeordnete durch- 
gängige Ermässigung der nicht in Naturalien bestehenden Cultur- 
kosten um ein volles Drittlheil 3 ) bei weitem in den meisten 
Fällen geradezu zur Unmöglichkeit gemacht. 

In der Grundsteuer - Gesetzgebung von Hannover ist eine 
nähere Berechnung der Culturkosten ganz umgangen und an ihre 
Stelle einfach der Abzug einer nach den verschiedenen Gattungen 
und Classen des Grundeigenthums bestimmten Quote des Roher- 
trags (Wirthschaftskorn) gesetzt 4 ) , ohne hiebei eines Capital- 
und Unternehmungsgewinnes irgend Erwähnung zu thun , so 
dass diese hiebei offenbar auch unberücksichtigt bleiben. 

In den Tür das Grundsteuercataster des Königreichs Sachsen 
aufgestellten Normalreinertragssätzen des Grund und Bodens nach 



1) Gesetz, die Herstellung eines provisorischen Steuercatasters betreffend, 
vom 15. Juli 1821. Reg.bl. S. 457 ff. § 20. 

2) Ebenangef. Gesetz vom Juli 1821, a. a. 0. und Instruktion, die Her- 
stellung eines provisorischen Steuercatasters betreffend, vom 6. Sept. 1821 
bis Febr. 1822, abgedr. in Rcyscher's Samml. der W. Gesetze, 17. Band, 
2. Abth., Tübingen 1840. S. 1219 ff. $ 70. 74. 75. 

3) Ebenangef. Instr. § 73. 

4) Verordnung, die Veranlagung einer allgemeinen Grundsteuer betr., 
vom 9. August 1822. Gesetzsammlung von 1822, 1. Abth. S. 287 ff. § 7, 
10-30. 
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seinen verschiedenen Culturarten ') sind zwar, soviel aus den 
zur Oeffenllichkeit gebrachten schätzbaren wissenschaftlichen 
Grundlagen desselben '), welche ursprünglich Thär 3 _), und nach 
ihm von F 1 o t o w *), vervollkommnet durch die von ihm in Sachsen 
selbst gemachten Beobachtungen, zu verdanken waren, hervor- 
geht, die Zinsen aus den verschiedenen Bestandteilen des stehen- 
den Capitals, namentlich von Wirthschaftsgebäuden , Geräthe und 
Spannvieh, nicht aber die aus dem umlaufenden Capital, und noch 
weniger ein Unternehmungsgewinn von den betreffenden Roher- 
trägen in Abzug gebracht, so dass sie auch mit fremdartigen, 
dem landwirthschafllich- gewerblichen Einkommen angehörigen 
Bestandteilen vermischt erscheinen. 

Unter solchen Umständen erscheint eine besondere Besteuerung 
des landwirthschaftlich-gewerblichen Einkommens nicht nur nicht 
angemessen zur Vervollständigung und Abrundung des ganzen 
Steuersystems, sondern sogar geradezu aus einleuchtenden Rechts- 
und Billigkeitsgründen ausgeschlossen. Es würde, wie schon 
bemerkt, in kleinerem oder grösserem JMaasse eine doppelte Be- 
steuerung hieraus entstehen, deren Druck bei der Grösse ihres 
Objektes, wie sie die vielfachen dankenswerthen neueren Unter- 
suchungen über landwirtschaftliche Betriebsverhältnisse bestimmter 
dargelegt haben, von nicht geringem Belang wäre. 

Wenn diess nun aber unumwunden zuzugestehen ist, so 
bleibt es nach unserem Dafürhalten nichts desto weniger ein 
grosser und beklagenswerther Uebelstand, dass auf diese Weise 
einer der wichtigsten und bedeutendsten Theile des National- 



1) Abgedr. Geschäftsanweisung zu Abschätzung des Grundeigenthums 
vom 30. März 1838. 

2) Darstellung der zu Einführung eines neuen Grundsteuersystems ge- 
troffenen Vorbereitungen in den Sachs. L*ndt«gsacten vom Jahr 1836—37. 
1. Abth. S. 673 ff. und 689 ff. 

3) Versuch einer Ausmittlung des Reinertrages produetiver Grundstöcke. 
Berlin 1813. 

4) Versuch einer Anleitung zur Fertigung der Ertragsanschläge über 
Landgüter, Leipzig 1820 ; Versuch einer Anleitung zu Abschätzung der Grund- 
stücke nach Classen , besonders zum Behuf einer Grundsteuer-Rectification, 
Leipzig 1820. 
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Einkommens immerhin mehr oder weniger der Besteuerung ent- 
geht, und so, in einer Zeit zumal, wo die Ansprüche an die 
Staatsthätigkeit und demzufolge von hier aus die Steueranfor- 
derungen an die Staatsangehörigen allenthalben in so hohem, 
vielleicht im Uebermaasse gesteigert sind , zu seinen Gunsten, 
und dagegen zu entsprechender Vcrnachtheiligung der übrigen 
Steuerquellen, die obersten Hauptgrundsätze der Besteuerung, 
der der Allgemeinheit und der der Gleichheit, verletzt werden j 
— ein Uebelstand, über den das zuvor angeführte Hinderniss 
seiner alsbaldigen Beseitigung, soferne es eben in einem Ueber- 
grift* in das eigentliche landwirtschaftliche Einkommen besteht, 
keineswegs trösten und beruhigen kann, da die Besteuerung des 
letzteren hiedurch nur in ganz zufälligem und ungewissem, und 
daher nothwendiger Weise vielfach ungleichem Maass und Ver- 
hältniss, überdiess aber durchaus höchst unvollkommen und un- 
vollständig bewirkt wird. 

Aus allem Bisherigen ergiebt sich daher als unabweisliche 
Forderung einer gerechten Besteuerung, dass das landwirtschaft- 
liche Gewerbseinkommen an reinem Arbeitslohn, Capital- und 
Unlernehmungsgewinn, neben und abgesehen von der Grundrente 
als solcher, gleich anderem gewerblichem Einkommen zur Be- 
steuerung gezogen werde, und nur hinsichtlich des erstgedachten 
Bestandtheils desselben, des Arbeitslohnes, wird wohl, wegen 
seiner gewöhnlich auf das Nothwendige sich beschränkenden 
Grösse, in der Regel hierauf zu verzichten sein, wie wir dess- 
halb auch hier zum voraus solches annehmen. 

Gleichwohl vermag über die vollkommene Zulässigkeit dieser 
Forderung nur die wirkliche Lösung der Frage entscheiden, wie 
die verlangte Besteuerung wirklich angemessen und befriedigend 
zu bewerkstelligen sei, und es bleibt daher diese als eine eigene 
Aufgabe hier übrig, nachdem die Möglichkeit derselben bis jetzt 
vorerst nur einfach behauptet und vorausgesetzt worden ist. 

Es lassen sich hiezu mehrere Wege denken und vorschlagen : 

Am nächsten scheint zu liegen eine der der industriellen 
und Handelsgewerbe analoge , somit von der der Grundrente 
völlig abgetrennte Besteuerung, wie denn solche auch bis jetzt 
in verschiedener Weise vorzugsweise in Vorschlag gebracht 
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worden ist. Da aber diese Vorschläge im Allgemeinen durchaus auf 
Ermittlung des steuerbaren Einkommens auf dem Wege besonderer 
Schätzung gehen, mit dem einen Unterschied nur, dass von der 
einen Seite ganz freie Vornahme der letzteren, unter Zusammen- 
fassung des gesammten gewerblichen Einkommens '), von anderer 
aber, unter Trennung der Arbeits- und der Capitalrente, Schätzung 
der einen *) oder der andern 3 ) nach einfach abgestuften Steuer- 
werthsclassen verlangt wird, so erhebt sich gegen dieselben vor 
Allem das diese Art der Gewerbebesteuerung Überhaupt treffende 
gewichtige Bedenken, dass sie, indem sie die Feststellung der 
Steuerwerlhe fast ganz frei in die Hände der Schätzer legen, 
der Willkühr und dem Irrthum einen weiten Spielraum und eben- 
dadurch Veranlassung zu den grössten Ungleichheiten in der Be- 
steuerung geben *), und zu diesem Bedenken kommt noch das 
weitere ebenso bedeutende hinzu, dass die Ausmittlung des land- 
wirtschaftlich -gewerblichen Einkommens ausser seinem Zusam- 
menhang mit der Grundrente, wie sie hier, zum Theil wegen 
der hiebei als Vorbedingung seiner Besteuerung vorausgesetzten 
Unveränderlichkeit der Grundsteuer 5 ) angenommen ist , an sich 
schon nicht wohl zu richtigen Ergebnissen führen kann. Es ist 
dieses Einkommen durch alle diejenigen Verhältnisse, welche die 
Grundrente bestimmen, wesentlich mitbedingt ,-«nd daher auch 
je nur bei sorgfältiger Beachtung derselben, wie sie die richtige 
Ermittlung und Besteuerung der Grundrente wesentlich voraus- 
setzt, richtig zu erkennen und zu bemessen, ebendemzufolge aber 
offenbar ein gewisser Zusammenhang zwischen der Besteuerung 
der Grundrente und der des landwirthschaftlich-gewerblichen Ein- 
kommens geboten. 

In der That ist diess auch in der Praxis anerkannt worden, 
indem alle neueren Schritte derselben zu einer Iandwirlhschaft- 



1) Fulda, Finanzwissenschaft S. 234 und o. a. Abb. S. 30; Krehl, 
Beiträge zur Bildung der Steuerwissenschaft, Stuttgart 1819, S. 271. 

2) Biersack a. a. 0. S. 112. 152. 

3) Jacob a. a. 0. § 1080. 1081. 

4) M e i n e Abhandlung über die verschiedenen Biethoden der rationellen 
Gewerbebesteuerung, in dieser Zeitschrift. 6. Bd. S. 663. 

5) Fulda, Finanzwissenschaft. S. 331. o. a. Abh. S. 17. 37. 
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liehen Gewerbsteuer die vorgedachle besondere Abschätzung des 
steuerbaren Einkommens völlig aus- und jene dagegen an die Be- 
steuerung der Grundrente anschliessen. Namentlich ist diess, wie 
oben schon angedeutet worden, abgesehen von der bisherigen, 
ihres völligen Mangels an Verhältnissmässigkeit wegen, einer 
Aenderung entgegensehenden Besteuerung in Baden, der Fall 
in Hannover und im Königreich Sachsen , und die in Baden für 
den vorgedachten Zweck neuerlich gestellten Anträge sind diesen 
Vorgängen ähnlich. Die Art und Weise, auf welche hier die 
Besteuerung des landwirtschaftlichen Gewerbes mit der der 
Grundrente in Zusammenhang gebracht ist, vermag jedoch dem 
vorliegenden Zwecke durchaus nicht zu entsprechen, da es nur 
die steuerbare Grundrente für sich, ohne Berücksichtigung ihrer 
besonderen Faktoren , je in eigentümlichem Ausdruck , ist, 
was einen Anhaltspunkt für eine weitere Besteuerung gewähren 
soll, in Hannover der Betrag der Grundsteuer, beziehungsweise 
der des Pachtschillings der betreffenden Grundstücke, in Sachsen 
der letztere, in Baden (nach den neuen Anträgen) der des Grund- 
steuercapitals. Auch vorausgesetzt, dass alle diese Grössen in 
angemessenem Yerhältniss zur wirklichen Grundrente stehen, also 
einen richtigen Ausdruck derselben enthalten, können sie einen 
richtigen Maassstab für die Besteuerung des landwirlhschaftlich- 
gewerblichen Einkommens dennoch desshalb nicht abgeben, weil 
einem gleich grossen Grundrentebetrag verschiedener Grundstücke, 
je nach der natürlichen Beschaffenheit derselben und dem Cultur- 
kosten- Aufwand , mit andern Worten Capitalverlag , welchen sie 
zu Gewinnung jener Bente erfordern , und der namentlich bei 
dem Ackerland von besserer Beschaffenheit der Begel nach 
niedriger, als bei dem von geringerer sich stellt ')> ein gewerbliches 
Einkommen von verschiedener Grösse gegenübersteht. Es muss 
daher vielmehr die Anwendung dieses Maassstabes vielfach eine 
ungleiche Besteuerung mit den hieraus entstehenden nachtheiligen 
Wirkungen zur Folge haben. Dieselbe Folge tritt natürlich auch 
ein bei einer Grundbesleuerung nach dem Bohertrage, wie sie 



1) Pabst, Lehrbuch der Landwirtschaft. 2. Auflage. 2. Bd. 2. Abth. 
33. 
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im Wesentlichen in Baiern besteht, und es kann desshalb auch 
der dieser Art der Besteuerung in Beziehung auf angemessene 
Beiziehung der Grundrente zur Seite stehende Mangel nicht etwa 
durch die mittelst ihrer zu bewerkstelligende landwirtschaftliche 
Gewerbsbesteuerung gerechtfertigt werden. 

Die hier in Frage stehende Besteuerung wird daher nur 
dann angemessen und befriedigend zu bewerkstelligen sein, wenn 
hiebei ganz ebenso, wie bei einer richtigen Besteuerung der 
Grundrente, und desshalb im Zusammenhang damit, alle dieses 
wie jenes Einkommen bestimmenden Verhältnisse sorgfältig be- 
achtet werden, auf diesem Wege sodann aber auch sicher zu 
einem entsprechenden Ergebnisse führen. 

Für die Lösung dieser Aufgabe, in ihrer vorstehenden scharfen 
Auffassung, ist bis jetzt in der Praxis Nichts geschehen, und in 
der Wissenschaft liegt hiefür nur eine aus Veranlassung einer 
zunächst auf andere verwandten Fragen gerichteten Untersuchung ') 
gegebene leichte gelegentliche Andeutung hiefür vor, die aber 
ebendesshalb , sowie aus dem Grunde -unsere Aufmerksamkeit in 
Anspruch nimmt, weil sie einen eigenthümlichen beachtenswerthen 
Vorschlag enthält. 

Es ist hier '•'), zu gleichzeitiger und gleichmässiger Besteuerung 
der reinen Bodenrente und des eigentlichen landwirthschaftlich- 
gewerblichen Einkommens, einfach vorgeschlagen, von dem zunächst 
zu ermittelnden muthmaasslichen durchschnittlichen Bohertrage des 
steuerbaren Grund und Bodens nur die Kosten der Arbeit, des 
Zugviehs, der Düngung, Einsaat u. s. w., sowie der Instandhaltung 
der Gebäude und weiteren Gerätschaften , Geschirre u. s. w., 
und, als Gegenstand besonderer Besteuerung, die Zinsen für das 
Gebäudecapital in Abzug zu bringen, dagegen die zu Feststellung 
des reinen Unternehmungsgewinns davon abzuziehenden Zinsen 
für das nöthige stehende Capital, einschliesslich des Viehstand- 
capitals, sowie des für den Erwerb des Grund und Bodens auf- 
gewendeten Capitals (?), in Verbindung mit dem über jenen Abzug 



1) Enderoann, Grundlüge einer zeitgemäßen directen Steuer- und 
Katastereinrichtung, Cassel 1848. 

2) A. a. 0. S. 45 and 46. 
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sich ergebenden Bodenertrag zu belassen und der Besteuerung 
zu unterwerfen. Offenbar führt dieses Verfahren, bei entspre- 
chender genauerer Beslimmung im Einzelnen , dahin, dass neben 
der eigentlichen Bodenrente auch noch das Einkommen aus dem 
landwirtschaftlichen Gewerbsbetrieb zur Besteuerung kommt, und 
es könnte sich solches daher für den vorliegenden Zweck umso- 
mehr empfehlen, als es auch noch durch Einfachheit vortheilhaft 
sich auszeichnet. Gleichwohl sind gegen dasselbe, auch unter 
Voraussetzung jener genaueren Bestimmung, sowie überhaupt 
gegen eine Besteuerung jener Einkommenstheile in ihrer voll- 
ständigen Verbindung mit der Grundrente, wie sie der Zeit schon, 
ohne diese Absicht und ein klares Bewusstsein hievon, als 
Folge eines unvollständigen Abzuges der Culturkosten vom 
Bohertrage vielfach, wenn auch unvollständig, doch in grösserem 
oder kleinerem Maasse besteht, gegründete Bedenken zu erheben. 
Einmal erscheint es sehr wünschenswerth, das landwirthschaftlich- 
gewerbliche ebenso, wie anderes gewerbliche Einkommen, um 
seiner von der der Grundrente wesentlich verschiedenen wirt- 
schaftlichen Natur und des hierin begründeten Maasses von 
Sicherheit willen, in einem anderen Verhältniss zu besteuern, als 
die Bodenrente. Sodann erscheint die Evidenz des Grundsteuer- 
catasters bei abgesonderter Darstellung der Grundrente, hinsicht- 
lich der für diese ermittelten Sätze an sich und ihres Verhält- 
nisses zu verwandten und desshalb zur Vergleichung hiemit sich 
darbietenden und mit Vortheil zu benützenden Grössen, wie den 
Pachtzinsen und Kaufpreisen der Grundstücke, allein gesichert 
Endlich vermögen die für die Grundbesteuerung ermittelten Rein- 
ertragsverhältnisse des Grund und Bodens nur bei einer abge- 
sonderten Darstellung in dem Cataster auch noch, ähnlich den 
zu nächster Grundlegung derselben hergestellten Bodenvermes- 
sungen, eine vielfach davon gewünschte und zu erwartende Bei- 
hülfe für andere wichtige Zwecke der Staatsverwaltung, insbe- 
sondere im Gebiete der Justiz und Polizei, wie z. B. für das 
Hypothekenwesen , Güterzusammenlegungen , Bodenabtretungen 
für öffentliche Anstalten u. s. w. zu gewähren,, was bei dem 
vorbemerkten Verfahren völlig unmöglich wäre. 

So erscheint denn also endlich nur eine solche Besteuerung 
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des landwirthschafllichen Gewerbes zweckgemäss , welche zwar 
hinsichtlich ihrer Grundlagen in einem inneren Zusammenhang 
mit der der Grundrente steht, dabei aber äusserlich von letzterer 
abgesondert bleibt, und es ist uns desshalb nun hier noch die 
Aufgabe übrig, die geeigneten Mittel und Wege zu dieser ihrer 
Bewerkstelligung darzulegen. 

Den bisherigen Andeutungen gemäss hat sich die Ermittlung 
des fraglichen Einkommens im Allgemeinen ganz an die der 
Grundrente, insbesondere aber an die zu letzterem Zweck anzu- 
stellende Berechnung des vom Rohertrag des Grund und Bodens 
in Abzug zu bringenden Betriebs- und Culturaufwandes, welcher 
eben jenes Einkommen in sich begreift, anzuschliessen , in der 
Art, dass letzteres hiebei von ersterem ausgeschieden wird. 

Ganz wesentliche allgemeine Voraussetzung ist hiebei, dass 
dem ganzen Geschäft die erforderliche materielle Grundlage einer 
vorgängigen sicheren und vollständigen Erhebung der örtlichen 
landwirthschafllichen Ertrags- und Aufwands-, überhaupt der 
Betriebsverhältnisse, sowie durch eine angemessene Organisation 
eine durchgreifende innere Einheit in der ganzen Ausführung 
gegeben werde, worüber hier wohl auf die allgemeinen diess- 
fallsigen Grundsätze hingewiesen werden darf '). 

Die für den vorliegenden Zweck anzustellende Cultur- und 
Betriebskostenberechnung, die Ausscheidung der das eigentlich 
landwirthschaftlich - gewerbliche Einkommen bildenden Bestand- 
teile jenes Aufwands aus der letzteren , und die endliche 
Catastrirung und Beiziehung dieses Einkommens zu der Be- 
steuerung selbst erfordern nun aber, als die näheren Mittel für 
den vorliegenden Zweck, hier noch eine besondere nähere Er- 
örterung. 

Bei der Berechnung der Betriebskosten kommt es für den 
vorliegenden Zweck vornehmlich darauf an , dass für jedes ein- 
zelne steuerbare Grundstück nicht allein der ganze unmittelbare 



1) Nähere Mittheilungen über diese Vorbedingungen haben wir früher 
in einer Abhandlung über die Grundmängel in den bisherigen Anstalten für 
die Reinertragseinschätzung des Grundeigenthums behufs der Grundsteuer- 
regulirung, und die Mittel zu deren Beseitigung, in dem 1. Bande dieser 
Zeitschrift S. 350 ff. gemacht. 
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baare oder Naturalaufwand , sondern ganz besonders auch noch 
einige weitere und wesentliche, in den bisherigen Grundsteuer- 
Normen unberücksichtigt gelassene Bestandteile von jenen, welche 
zugleich eben das landwirthschaftlich-gewerblichc Einkommen in 
der Hauptsache bilden, — der Zins aus dem stehenden und um- 
laufenden landwirthschaftlichen Betriebscapital, und der dem Land- 
wirt« für seine Wirthschaftsführung gebührende eigentümliche 
Lohn , Ünternehmungsgewinn , darunter aufgenommen werden. 
Wahrend die Berechnung des ersteren Aufwandes unter der vor- 
gedachten allgemeinen Voraussetzung nicht wohl Schwierigkeilen 
Gnden kann, und solche auch bisher nicht gefunden hat, ist es da- 
gegen der weiter angeführte andere, über dessen Berechnung 
Zweifel entstehen können. 

Unter dem ersten Theil dieses weiteren Aufwandes, den 
Zinsen aus dem stehenden und umlaufenden Betriebscapital, sind 
diese wohl am zweckmassigsten aus beiden je in dem vollen 
Betrage zu berechnen, in welchem der Betrieb nach den allge- 
meinen örtlichen Wirthschaftsverhältnissen sie erfordert, in Voraus- 
setzung der in der Wirklichkeit wohl mit wenigen Ausnahmen 
zutreffenden unten noch näher darzulegenden Regel, dass der 
Betriebsunternehmer selbst, sei es nun aus eigenem Vermögen 
oder durch Credit, in deren Besitz sich befinde. Wesentlich zu 
unterscheiden ist aber dabei hinsichtlich dieser Zinsenberechnung 
das stehende und das umlaufende Capital, da von denselben zum 
Theil, richtigen Taxationsprincipien gemäss, neben dem regel- 
massigen — hier zu 5 Procent anzunehmenden — Zins, noch 
für die mit der Anlegung verbundene Gefahr ein weiterer eigen- 
thümlicher, das Risiko, in Aufrechnung kommen muss, der in- 
dessen, wie weiterhin sich zeigen wird, nur auf die Grösse der 
Grundrente von Einfluss ist. 

Von dem stehenden Capital, wozu bekanntlich das ganze 
Inventar an Arbeits- und Nutzvieh, an Gcräthen aller Art, und 
dem für ein Jahr erforderlichen Bedarf an Saatfrüchten gehört, 
und dessen Grösse, je nach der Beschaffenheit des Grund und 
Bodens und seiner Bewirthschaftungsweise, auf den doppelten bis 
drei- und vierfachen Betrag der Grundrente sich belaufen kann, 

Zeibchr. für SttaUw. 1854. 2s Heft. 22 
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darf jenes Risiko nur zum Theil, vom Viehstand, in Berechnung 
kommen, und wird ausserdem, soweit neben einem Abzug für den 
Abgang nicht ganz darauf verzichtet wird '), wegen der mit 
seiner Anlage verbundenen geringeren Gefahr, ganz allgemein 
niedriger, als das vom umlaufenden Capital, gewöhnlich auf ein 
bis ein und ein halbes Procent anzunehmen sein l ). Indessen 
dürfte nach dem ebengedachten Vorgang zur Vereinfachung der 
Berechnung, neben einem entsprechenden Abgang und theilweisen 
Risiko bei den einzelnen Bestandtheilen des stehenden Capitals, 
von Aufrechnung eines besonderen Risiko für dasselbe abzu- 
stehen sein. 

Dagegen ist von dem umlaufenden Capital, häufig im engeren 
Sinne Betriebscapital genannt, worunter ganz allgemein die regel- 
mässig wiederkehrende, jedoch nach den Wirthschaftsverhällnissen 
verschiedene Vorlage für Arbeitslöhne und andere Wirthschafts- 
bedürfnisse begriffen wird, der Natur der Sache nach, wegen 
der mit seiner Anlegung verbundenen eigentümlichen Gefahr, 
ein besonderes Risiko zu berechnen. Dasselbe wird von Sach- 



1) Es geschieht dicss so von einer der ersten Autoritäten in diesem 
Gebiete, von Pabst, in dessen landwirthschaftlicher Taxationslehre, Wien 
1853, S. 62 und 71 ff., unter Aufgebung des von ihm früher in seiner land- 
wirtschaftlichen Betriebslehre (des Lehrbuches der Landwirtschaft 2. Bandes 
2t Abtheilung) 1. Auflage, Darmstadt 1834, S. 47 aufgestellten Satzes von 
1 bis l'/2 Procent. Kur in einem scheinbaren Widerspruch steht hiemit die 
in der ersteren Schrift S. 220 in dem Beispiel einer Gutsertragsberechnung 
gemachte Aufrechnung von 3 Proc. Gewerbsbelohnung und Risiko von dem 
Gesammtbetriebscapital, da solche, wie unten näher nachzuweisen ist, vor- 
zugsweise auf Rechnung der ersteren kommt. Auch Block, Mittheilungen 
landwirthschaftlicher Erfahrungen, Ansiebten und Grundsätze, 3. Bd., Breslau 
1834, S. 48, 70, 253, und Klee mann,. Encyclopädie landwirthschaftlicher 
Verhältnisse und Berechnungen, Sondershausen 1844, S. 170, stellten den- 
selben Grundsatz früher auf. 

2) Thär, Grundsätze der rationellen Landwirtschaft 1. Bd. Berlin 1809, 
S. 26; Flotow o. a. Versuch zu Fertigung der Ertragsanschläge, 1. Tbl., 
S. 145, 2. Thl. S. 128.; Mackensen, Anleitung zur Verfertigung und 
Prüfung der Pachtanschläge von Landgütern, Hannover 1823, S, 51; Veit, 
Handbuch der Landgüterverwaltung, 1. Bd. Augsburg 1838. S. 398; Schlipf, 
Lehr- und Handbuch der gesaminien Landwirtschaft, 3. Bd., Taxationslehre, 
Stuttgart 1850, S. 202. 
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kundigen theils auf sieben '), theils auf fünf 2 }, Iheils auf zwei 
bis drei Procent 3 ) angenommen, wobei jedoch durchaus der 
landwirthschaflliche Unternehmungsgewinn eingerechnet ist, dürfte 
aber wohl, gegen eine besondere Aufrechnung für letzteren, auf 
den Betrag von zwei und ein halb Procent zu bestimmen, und 
sodann, weil es sich hiebei noch von keinem Einkommen des 
Wirthschaftsunternehmers handelt, lediglich zu Bestimmung der 
Grundrente von dem Rohertrag in Abzug zu bringen sein. 
Uebrigens mag hier noch besonders darauf aufmerksam gemacht 
werden, dass nur ein Theil der durchschnittlichen jährlichen Vor- 
lage für den Wirthschaftsbetrieb aus dem Betriebscapital bestritten 
werden muss, für einen andern Theil derselben aber im Laufe des 
Jahres Einnahmen aus eben jenem Betriebe flüssig werden, und 
daher die Summe des Capitals nicht nach dem ganzen Belauf der 
Vorlage berechnet werden darf 4 ). 

Hinsichtlich des andern obengedachten wesentlichen Theiles 
des Culturkosten-Aufwandes, des dem Landwirlh für seine Wirt- 
schaftsführung gebührenden Lohnes, des Unternehmungs-Gewinnes, 
der bis jetzt bei Ermittlung und Feststellung der Grundrente noch 
weniger Berücksichtigung gefunden hat, als die Zinsen aus dem 
Betriebscapital, sind, zumal in dieser seiner Absonderung von 



10 Thär a. a. 0. 8. 27. 

2) Block a. a. 0. S. 253, 274; Pabst, Taxationslehre, S. 81 ff., 
verschieden von nachbemerkter Annahme. 

3) Flotow a. a. 0. 1. Tbeil S. 146, 2. Theil S. 129; Mackensen 
a. a. 0. S. 132; Veit a. a. 0. S. 398; Pabst, Taxationslehre, S, 193, 
womit allerdings dessen ebengedachter Vorschlag in einem uns unerklärlichen 
Widerspruch steht. 

4) In dieser Bücksicht verlangt Pabst in seiner Taxatiorislehre S. 82, 
dass je nach den Wirthschaftsverhältnissen im gegebenen Falle, der von der 
Aufwandssumme in Abrechnung zu bringende Theil zu crmessen sei, um das 
umlaufende Betriebscapital zu bestimmen, und berechnet in dem Beispiel einer 
Gutsertragsberechnung ebendaselbst S. 220 die Hälfte des gesammten Jahres- 
aufwandes als Betriebscapital. Mit dieser Berechnung in dem vorstehenden 
und andern Theilen trifft die Angabe desselben in seiner o. a. Betriebslehre 
S. 45 ganz nahe zusammen, wornach sich das umlaufende Capital wenigstens 
so hoch, als die Grundrente, in den meisten Fällen aber höher als 
diese, und selten geringer, als auf die Hälfte des stehenden Capitals be- 
laufen solle. 

22* 
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dem Capitalgewinn i. e. S. , mit welchem er früher von dem 
privat-, wie von dem national - ökonomischen Standpunkte aus 
gewöhnlich in enge Verbindung gebracht wurde, die Ansichten 
auch in der Taxatipnswissenschaft weniger klar und bestimmt, 
als hinsichtlich des zuvorgedachten andern Theiles jenes Auf- 
wands. 

Zwar ist die Notwendigkeit eines diessfallsigen Abzuges 
hier und dort entschieden anerkannt worden, über die Grösse 
desselben besteht aber eine bedeutende Meinungsverschiedenheit. 
Unter anerkannten Autoritäten wird hiefür von einer Seite ein, 
einschliesslich des eben besonders ausgehobenen Risiko, bis auf 
acht oder zehn Procent erhöhter Zins aus dem umlaufenden Ca- 
pital '), von anderer eine auf drei bis fünf Procent sich belaufende 
Quote des Bruttoertrages ') , endlich ebenso neuerlich von be- 
sonders beachtenswerlher und daher hier durchweg ausgehobener 
Seite bald, in Beispielen von Ertragsberechnungen einzelner 
Grundstücke 3 ), neben einer nach einem tüchtigen Vorgang 4 ) 
auf zwölf Procent des Reinertrags berechneten Belohnung für 
die Wirtschaftsführung, noch ein allerdings das vorgedachte be- 
sondere Risiko in sich begreifender Zusatz von fünf Procent zu 
dem gewöhnlichen Zinsbetrag aus dem umlaufenden Belriebs- 
capital, bald, in dem Beispiel einer Ertragsberechnung eines zu- 
sammengesetzten Landgutes 5 ), neben einem in Vergleich mit 
vorgedachter Procenten- Belohnung beinahe, zur Hälfte kleineren 
fixen Wirthschaflsgehnlte , eine auch jenes Risiko noch in sich 
begreifende Gewerbsbelohnung von drei Procenten des Gesammt- 
betriebscapitals, auf diesen beiden Wegen aber im Ganzen nahezu 
derselbe Betrag als Unternehmungsgewinn berechnet. 

Diesen Vorgängen und zugleich der wirklichen Zusammen- 
setzung und Begründung des Unternehmungsgewinnes an sich 
gemäss, dürfte es nun wohl das Angemessenste sein, für den- 
selben eines Theils, als Lohn für die Wirthschaftsführung, eine 



1) Flotow a. a. 0. 1. Theil, S. 146. 
2). Kleemann a. a. 0. 5. 322. 

3) Pabst, Taxationslehre, S. 82 ff. 

4) Block a. a. 0. S. 272. 

5) Pabst a. a. 0. S. 219, 220. 
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bestimmte Quote des Bodenertrags, jedoch in der gewiss richtigen 
Erwägung, dass der Bruttoertrag ein richtigeres Merkmal des 
Umfanges einer Wirthschaft darbietet '), nicht des Bein-, sondern, 
in einem entsprechenden Verhältniss, des Rohertrages, etwa drei 
Procent desselben, andern Theils, als Entschädigung für die mit 
dem Unternehmen im Ganzen verknüpfte Gefahr, gewisse Procente 
vom Betriebscapital, ausser den für das obengedachle besondere 
Risiko angenommenen , noch weitere zwei und ein halb Procent 
zu berechnen, zur Vereinfachung der ganzen Culturkostenbe- 
rechnuhg aber hier die gewöhnlichen Zinsen vom Betriebscapital 
und die hievon als besonderes und allgemeines Risiko in Be- 
rechnung zu bringenden Procente in dem Gesammtbetrag von 
zehn Procent zusammenzufassen. 

Eine besondere Verwicklung der Cultur- und Betriebskosten- 
berechnung wird, wie wir weiterhin näher zeigen werden, durch 
diese Art ihrer Behandlung hinsichtlich des ganzen vorstehenden 
Theiles derselben durchaus nicht herbeigeführt. 

Dürfte nach dem Bisherigen eine Cultur- und Betriebskoslen- 
berechnung vom steuerbaren Grund und Boden, mit angemessener 
Berücksichtigung der vorzugsweise das landwirtschaftlich - ge- 
werbliche Einkommen bildenden Bestandteile jener, eben nicht 
besondere Schwierigkeiten darbieten, so könnte dagegen die für 
den vorliegenden Zweck hieran weiter sich anschliessende Auf- 
gabe, die Ausscheidung eben jener Bestandteile je für die ein- 
zelnen steuerbaren Grundslücke, wirklich solche besorgen lassen, 
weil die Verbindung, in welcher erslere zum Theil mit den an- 
deren stehen, auf die erste Betrachtung, mehr oder minder un- 
löslich erscheint, und es sind hiezu allerdings eigentümliche 
Wege mit gewissen hievon unzertrennlichen Voraussetzungen 
einzuschlagen. 

Indem wir nun hier einen solchen Weg zu eröffnen suchen, 
gehen wir im Allgemeinen nur von der einen früher schon an- 
genommenen wesentlichen Voraussetzung aus, dass die zu Ge- 
winnung des Bodenertrages erforderlichen Capitalbestandlheile im 
Besitz der Betriebsunternehmer sich befinden , dieselben also 



1) Kieemann a. a. 0. S. 322. 
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namentlich das, zur wirtschaftlichen Verwendung und Verwerthung 
des Futtererzeugnisses, sowie zur wirtschaftlichen Erzeugung 
des Düngerbedarfes hieraus, erforderliche Spann- und Nutzvieh, 
sowie die nölhigen Wirthschaftsgerälhe selbst unterhalten , und 
mittelst derselben das Füttererzeugniss selbst verwerthen, den 
erforderlichen Dünger soweit möglich selbst erzeugen, und die 
Gespannarbeilen bewerkstelligen, indem sich sodann mit Sicherheit 
von dem die einzelnen Grundstücke zufolge dieser Capitalanlage 
trefTenden Aufwand auch ein entsprechender Capital- und Unter- 
nehmungsgewinn ausscheiden, und der über Abzug desselben 
und der übrigen Culturkosten sich ergebenden Bodenrente gegen- 
überstellen lässt. 

Im Uebrigen glauben wir den einzuschlagenden Weg am 
leutlichsten durch das Beispiel einer möglichst einfachen Grund- 
rente- und Gewerbseinkommens - Berechnung , das wir hier von 
einem Morgen Ackerfeld, als der einfachsten Culturart, nach 
Württ. Mess, und unter Zugrundlegung unserer landüblichen Be- 
wirtschaftung , sowie neuerer tüchtiger Taxationsprincipien '), 
geben, andeuten zu können. 

Als Grundverhältnisse des Betriebs nehmen wir hiebei an 
und heben zunächst ausdrücklich hervor einen mittleren Waizen- 
boden, gewöhnliches mildes Klima, die landübliche Bewirtschaftung 
im Miltellande in drei Feldern .*), das Winterfeld mit Dinkel, das 
Sommerfeld je zur Hälfte mit Gerste und Haber, und das Brach* 
feld je zu einem Viertheil mit Bohnen, KartofTeln, Klee und reiner 
Brache, einen Naturalertrag vom Morgen an Dinkel 8 Scheffel, 
an Gerste 4 Scheffel, an Haber 5 Scheffel, an Bohnen 4 Scheffel 
ä 1 Ctr. = 4 Ctr., an Kartoffeln 250 Simri — 125 Ctr., an Klee 
auf Heu berechnet 30 Ctr., und als ausserhalb der Wirtschaft zu 
erzielende Preise, vom Dinkel 4 fl. 30 kr., von der Gerste 5 fl. 
30 kr., vom Haber 3 fl. 12 kr. per Scheffel. 



1) Wir schliessen uns hiebei in der Hauptsache an dievon Pabst theils bei 
seinen froher mit besonderer Rücksicht auf Württemberg in Hohenheim ge- 
haltenen akademischen Vorträgen, theils in seiner Taxationslehre aufgestellten 
Grundsätze an. 

2) Vgl. G ö r i z , Abhandlung über die im Königreich Württemberg üblichen 
Feldsysteme und Fruchtfolgen. Akad. Festprogramm. Tübingen 1848. 
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Die weiteren aus dem Beirieb selbst sich ergebenden Preis- 
verhältnisse eines Tlieils des Futter- und Düngererzeugnisses, 
andern Theils der Spannarbeit, werden folgendermaassen ange- 
nommen : 

Der Futterpreis von gewöhnlichem Heu als Normalfutler wird, 
unter Gleichstellung von 90 Pfd. Kleeheu, 2 Ctr. Stroh, 2 Ctr. 
Kartoffeln und 50 Pfd. Bohnen mit 1 Ctr. von diesem, auf 38 kr. 
per Ctr. angenommen , wie er sich , die Kuhhaltung als Haupt- 
nutzviehstand und ein Fulterquantum von täglichen 24 Pfd., also 
jährlichen 87*/2 Ctr. für ein Stück vorausgesetzt, in Folgendem 
berechnet : 

Ertrag einer Kuh der grossen Landrace 

900 Maass Milch ä 4 kr 60 fl: 

auf 4 Kühe 3 Kälber ä 5 fl. 20 kr. 

Anlheil auf 1 Kuh 4 fl. 

64 fl. 

Aufwand 

Wartung 10 fl. 

Zins von 50 fl. Capital 2 fl. 30 kr. 

Abnutzung und Risiko 2 fl. 30 kr. 

Stallung- und Gerätheaufwand ..... 4 fl. 

j9 fl 

diesen Aufwand von dem obigen Ertrag ab- 
gezogen, ergiebt sich an dem Ueberrest 
von . 45 fl. 

für 1 Ctr. Futter 30'/2 kr. 

und, die Düngererzeugung auf l U berechnet mit 7 '/« » 

im Ganzen 38 kr. 

Dabei kommen auf 1 Ctr. an Zins aus stehendem 

Capital 7 kr. 

Der Preis des Düngers ist nach Vorstehendem 

anzunehmen per Ctr. auf . 7'/i -kr. 

Die Kosten der Spannarbeit werden, Pferde als Normal- 
spannvieh vorausgesetzt, für einen Pferdetag angenommen zu 
44 kr. auf den Grund folgender Berechnung: 
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Zins von dem Capilalwerlh zweier Pferde 

ä 260 fl . . . 13 fl. 

Abnützung und Risiko davon 26 „ 

Zins aus den Fuhr-, Acker- und Stnllge- 

räthen ä 300 fl. . . . . . . . . 15 „ 

Abnützung und Unterhaltung 60 „ 

Verzinsung, Unterhaltung und Beleuchtung 

der Stellung ......... 22 , 

Hufbeschlag 12 „ 

Futter, täglich je l»/a Vrlg. = 10 Pfd. Haber, 

10 Pfd. Heu, und nebst der Streu etwa 

8 Pfd. Stroh, 
34 Scheffel 3 Simri Haber ä 3 fl. 12 kr. 

HO., - 
73 Ctr. Heu a 38 kr. . 45 „ 34 kr. 
30 Ctr. Stroh ä 19 kr. . 9 » 30 kr. 

165 fl. 4 kr. 

Aufwand für einen Knecht 

Lohn 55 fl. 

Unterhalt 73 „ 

128 fl. 

441 fl. 4 kr. 

davon ab Werth des Düngers von 300 Ctr. 
Heuwerlh, abzüglich eines Drittels, das ver- 
loren geht, also 

200 Ctr. ä 7"/* kr 25 fl. 

bleiben an Aufwand 416 fl. 4 kr. 

was, die Zahl der jährlichen Arbeitstage auf 280, von zwei 
Pferden also auf 560 angenommen, für einen derselben 44'/^ kr. 
beträgt. 

Dabei kommt auf einen Arbeitstag an Zinsenantheil vom 
stehenden Capital an Pferden und Geräthen 3 kr. 

Unter den angeführten Verhältnissen ist der Ertrag an Boden- 
rente und gewerblichem Einkommen folgendermaassen zu be- 
rechnen : 
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13 Rohertrag in drei Jahren 
Körner 
Dinkel von 1 Mrgn. 8 Schf. ä 4 fl. 30 kr. 36 fl. 
Haber von '/i Mrgn. ä 5 Schf. — 2'/ 2 Schf. 

ä 3 fl. 15 kr 8 „ 7 kr. 

Gerste von '/* Mrgn. ä 4 Schf. — 2 Schf. 

ä 5 fl. 30 kr . 11 „ 

Bohnen von '/s Mrgn. 6 Simri ä 6 fl.,10 kr. 

per Scheffel ......... 4 „ 37 kr. 

Futtergewächse 
Kartoffeln V* Mrgn. ä 125 Ctr. 

31'/ 4 Ctr. auf Heu ... . ibV 3 Ctr. 

Klee '/ 4 Mrgn. ä 30 Clr. 

7'/ 2 Ctr. auf Heu .... 8 l / 3 „ 



15 fl. 12 kr. 











24 Ctr. 








i 


i 38 kr. — 


dabei Zins aus stehendem 


Capital 










41 


kr. 




Stroh 








1 M. 


Dinkel . 
Gerste ä 






. 22 Ctr. 


'/« M. 


16 Ctr. 


. . 


• 8 „ 


% M. 


Haber ä 


18 „ . 




• 9 „ 


V« M. 


Bohnen ä 16 Clr 


, . . 


. 8 „ 



47 Ctr. 
ä 19 kr. — 14 fl. 53 kr. 



dabei Zins aus stehendem Capital 

40 kr. 
(Weidenutzung kommt der meist beste- 
henden Weideservituten wegen hier nicht in 
Berechnung) 



89 fl. 
dabei Zins aus stehendem Capital im 
Ganzen . . 1 fl. 21 kr. 

2) Aufwand in drei Jahren 
Spannarbeit 
5 1 /« M. pflügen .... 9 Pferdetage 
14 M. eggen und walzen . 2 — 
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12 Wagen Dünger (Uhren l'/i Pferdetage 
12 Heuet- und Erntefuhren 2 — 

14ÄS - 

ä 44 '/« kr. - 10 fl. 45 kr. 

darunter Zins aus stehendem Capital 

44 kr. 
Handarbeit 
Einputzen des Feldes , Hacken der Anwan- 
den, und Aufräumen der Wasserfurchen, 

3 M. ä 12 kr .36 kr. 

Säen von 2'/ 4 M. ä 3 kr 8 „ 

'/ 4 M. Kartoffel legen 37 „ 

12 Wagen Dünger laden und breiten . 42 „ 

V* M. Bohnen behacken 24 „ 

V 4 M. Kartoffeln feigen und häufeln . . 50 , 

Ernte von 
1 M. Dinkel . . . . 2 fl. 30 kr. 
1 „ Sommerfrucht . . 2 „ 6 „ 
'A M. Bohnen ... — 30 „ 

— Klee (zweimal) . — 48 , 

— Kartoffeln . . . 1 „ 36 „ 

— 7 fl. 30 kr. 

Dreschlohn, Vu des Körnerertrags 

4 fl. 15 kr. 

15 fl. 2 kr. 

Dünger 
12 Wagen Stalldünger (theilweise von aus- 
sen beizuschaffen) = 192 Ctr. ä 7 '/i kr. 

24 fl. 
Gyps für Bohnen und Klee 2 Simri — 12 kr. 

2411. 12 kr. 

Saat 

1 M. Dinkel — 7>/t Simri . . . 4 fl. 13 kr. 

Vi „ Gerste — l 3 / 4 Simri . . . 1 „ 12 „ 

'/j„ Haber — 2" 4 Simri . . . 1 „ — 

>/ 4 „ Klee - 27, Pfd -- 30 , 
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'/ 4 M. Bohnen — i Simri . . — 46 kr. 
V* „ Kartoffel — 8 Simri . 2 fl. 6 „ 

9 fl. 47 kr. 

Davon ist als Bestandteil des stehenden Ca- 
pitals an Zins zu berechnen — 29 kr. 29 kr. 
Gebäude 
für 1 Morgen etwa 16 fl. Cap. — 3 M. also 
48 fl. 5 Proc. Zinsen und 2 Proc. Unter- 
haltung . 3 fl. 21 kr. 

Allgemeine Wirthschaftskosten : 
Für die Wirtschaftsführung 3°/ vom Roh- 
ertrag 2 fl. 40 kr. 

Zinse und Risiko vom umlaufenden Capital 
zu 20 fl. in drei Jahren angenommen 
10% ....... 4 fl. 4 fl. 40 „ 

68 fl. 16 „ % 
Zinse aus stehendem Capital im Ganzen 

1 fl. 13 kr. 
Nach Abzug des Betriebsaufwands vom Rohertrag berechnet 
sich die reine Bodenrente in drei Jahren auf 20 fl. 44 kr. 
in einem Jahre also auf 6 „ 55 „ 

Das Gewerbseinkommen aber berechnet sich in drei Jahren 
an Zins aas stehendem Capital unter dem Roh- 
ertrag 1 fl. 21 kr. 

unter dem Betriebsaufwand . 1 fl. 13 kr. 

2 fl. 34 kr. 

an Zinsen aus umlaufendem Capital — 20 fl. 

von 10% hieher 7'/„ %...... 1 fl. 30 kr. 

Belohnung für die Wirthschaftsführung, 3% des 

Rohertrages . 2 fl. 40 kr. 

im Ganzen 

6 fl. 44 kr. 
in einem Jahre also 

2 fl: 15 kr. 
Es dürfte dieses Beispiel wohl deutlich genug zeigen, wie, 
bei gehöriger Beachtung der näheren Elemente der Bodenrente 
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lind des landwirthschafilichen Gewerbscinkommens, die Ermittlung 
des letzteren im Zusammenhang mit der der ersteren ohne be- 
sondere Schwierigkeit und zum wenigsten ebenso sicher vor 
sich gehen kann, als die von eben dieser, dass jenes Einkommen 
im Verhältniss zur Bodenrente für die Besteuerung die höchste 
Beachtung verdient, und dass ttberdiess noch durch seine Er- 
mittlung zum Zweck der Besteuerung die der Grundrente an 
fester und klarer Begründung nur in hohem Grade gewinnen muss. 

Behufs der endlichen Besteuerung des landwirthschafllich- 
gewerblichen Einkommens in seiner bisherigen Auflassung und 
Ermittlung selbst erscheint es, in Hinblick auf den Zusammen- 
hang beider an sich und in ihrer Ermittlung , sowie den hierin" 
begründeten nothwendigen Anschluss der Steuer an die einzelnen 
steuerbaren Grundstücke, am einfachsten und sichersten, solches 
neben aber abgesondert von dem Grundsteuercataster nachzu- 
weisen, und sonach die diessfallsige Steuerpflicht den betref- 
fenden Grundeigentümern , selbst im Fall einer Verpachtung 
ihres Eigenlhums, vorbehaltlich einer füglich freier Uebereinkunft 
zu überlassenden entsprechenden Entschädigung von Seiten der 
Pächter, aufzuerlegen; das Verhältniss seiner Beiziehung ist aber 
der Natur der Sache nach in angemessenem Verhältniss zu der 
von anderen Steuerquellen , zunächst wohl nach Analogie von 
anderem gewerblichem Einkommen , und dabei mit. Rücksicht 
darauf zu bestimmen , dass der bei der vorstehenden Art der 
Ermittlung sich ergebende Betrag desselben in der Hauptsache 
als reines Einkommen umsomehr betrachtet werden darf, als der 
persönliche Lohn der Unternehmer für ihre Theilnahme an den 
einzelnen landwirthschafilichen Arbeiten keinen Bestandtheil da- 
von bildet, sondern völlig von dem Rohertrag in Abzug kommt. 

Kann nun nach allem Bisherigen die Zulässigkeit einer land- 
wirthschafilichen Gewerbsteuer neben der Grundsteuer einem 
Zweifel nicht weiter unterliegen, und muss dieselbe vielmehr 
sogar, eine richtige, in das Gewerbseinkommen nicht schon über- 
greifende Anlegung jener vorausgesetzt, als eine in den allge- 
meinen und obersten Grundsätzen der Besteuerung wesentlich 
begründete Forderung erkannt werden, so bleibt gleichwohl für 
ihre wirkliche Durchführung im einzelnen Falle wohl zu erwägen, 
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ob die anderen Gewerbe einer verhältnissmässigen Besteuerung 
schon unterliegen oder unterworfen werden sollen, da diese der 
Gleichheit halber nur dann auch dem landwirtschaftlichen Ge- 
werbe auferlegt weiden kann, sowie inwieweit der hiemit ver- 
bundene Aufwand in angemessenem Verhällniss zu dem hieduroh 
zu erzielenden Voilheil stehe, in Beziehung auf diesen aber 
noch ganz allgemein zu beachten, dass solcher nicht allein in 
der Beiziehung eines der Besteuerung bisher ganz oder doch 
grossen Theils entgangenen Einkommenszweiges zu dieser, 
sondern auch noch in der Vervollkommnung der Grundlagen 
der Grundrentebesleuerung, allenthalben des wichtigsten Theiles 
des direkten Steuersystemes, besteht, und diess, Angesichts 
der vielfach hohen Steigerung der Steueransprüche im Kreise 
der Gegenwart, und der nothwendigen Verstärkung ihres Drucks 
durch eine ungleiche Verlheilung derselben , die höchste Be- 
achtung verdient. 

In der That ist es auch dieses letztere Verhältniss, und der 
hiedurch hervorgerufene Wunsch, einen Beilrag zu dem wichtigen 
Problem einer gleichmäßigeren Verlheilung der schwer ange- 
häuften Steuerlast zu liefern, Und nicht der, Wege zu einer 
leichteren Vermehrung der letzteren zu zeigen, was zu vor- 
stehender wie zu früher hier angestellten Untersuchungen über 
Fragen der Besteuerung Veranlassung gegeben hat. 



